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Zweite Revision unserer 
Erste Gespräche zwischen Regierung und Interessen verbänden 
Gestern Montag fanden die ersten 
Gespräche zwischen der Regierung 
und den Interessenverbänden im 
Rahmen der nunmehr eingeleiteten, 
zweiten Revision der Arbeitslosen­
versicherung innerhalb von knapp 
3 Monaten statt. Den Vorsitz führte 
der Ressortchef für das Sozialwe­
sen, Regierungsrat Hans Gassner. 

Aus den nachfolgenden, erläu­
ternden Bemerkungen der Regie­
rung zu den geplanten Verbesse­
rungen der Arbeitslosenversiche­
rungen sind die wichtigsten Punkte 
ersichtlich, die gestern zur Diskus­
sion standen: 

Volks­
begehren 
«Die im Volksbegehren vor­
geschlagene Ergänzung der 
Verfassung sagt, dass jene 
Partei die Mehrheit im 
Landtag hä&en' müsse, wel­
che mehr als die Hälfte der 
massgeblichen Stimmen im 
Lande erreicht hat, also mehr 
als 50 Prozent. Was aber 
passiert mit den leeren Stim­
men, mit den nicht abgege­
benen und mit jenen, die 
einer dritten Gruppe zuge­
flossen sind, welche die 8-
Prozent Hürde (Minderheits­
klausel) nicht überschritten 
hat?» (oh., Mauren) 

Bei d e r  Ermittlung e ines  
Wahlergebnisses können je­
weils nur j e n e  Stimmen a l s  
massgeblich gelten, welche  
im Rahmen d e r  Gese tze  
gültig abgegeben  worden 
sind. Leere und ungültige 
Stimmen fallen zwangsläufig 
a u s s e r  Betracht. Das gleiche 
gilt auch  für Stimmen, die an  
eine dritte ode r  vierte Wäh­
lergruppe gingen, die abe r  
die notwendige Zahl von 8 
Prozent aller massgeblichen 
Stimmen im g a n z e n  Land 
nicht erreicht hat. Das Wahl­
ergebnis kann in jedem Land 
also nur  anhand  d e r  gültig 
abgegebenen Stimmen e r ­
mittelt werden. Die Verfas­
sungsergänzung will nun e r ­
reichen, d a s s  bei einem 
Wettbewerb zwischen zwei 
Parteien (so wie e s  bei u n s  
traditionell d e r  Fall ist) j ene  
Partei die Mehrheit im 
Landtag haben muss, welche 
mehr  als die Hälfte, d a s  
heisst mehr  a ls  50 Prozent 
der  g ü l t i g e n  und damit 
massgeblichen Stimmen e r ­
reicht hat. — Ueberspringt 

-eine dritte Wählergruppe d i e  
8-Prozent-Klausel, s o  tritt d e r  
im Volksbegehren berück­
sichtigte Fall nicht ein. Dann 
gibt e s  aller Voraussicht nach 
keine Partei mehr, die mehr 
als die Hälfte d e r  massgebli­
c h e n  Stimmen hinter sich 
vereinigen kann. Die Man­
datszuteilung erfolgt somit  
nach  dem herkömmlichen 
Schlüssel.  In diesem Falle 
wäre  e s  dann S a c h e  d e r  b e ­
teiligten Wählergruppen 
durch Koalition e ine  tragfähi­
g e  Mehrheit zu bilden. 

Dringliche Probleme 
Der vorliegende Gesetzesentwurf 
zur Abänderung des Arbeitslosen­
versicherungsgesetzes vom 12. Juni  
1969 soll dringliche Probleme lösen, 
die sich in den letzten Monaten der  
Anwendung des Arbeitslosenversi­
cherungsgesetzes (ALVG) gestellt 
haben. Dabei wurden weitgehend 
schweizerische Regelungen im 

Arbeitslosenversicherungswesen 
übernommen. 

Geänderte Voraussetzungen 
Als wichtigste Aenderung ist in 
diesem Entwurf die Streichung der  
Voraussetzung anzusehen, dass ein 
Arbeitsunfall nur dann für eine Ent­
schädigung der Versicherung anre­
chenbar ist, wenn e r  durch die wirt­
schaftliche Lage bedingt ist. In Zu­
kunft wird nur auf das Verschulden 
des Arbeitnehmers abgestellt, d. h. 
ob e r  durch eigenes Verschulden 
arbeitslos ist, oder nicht. Diese 
Aenderung geschieht in Anglei-

chung a n  das schweizerische 
ALVG. ( 

Jugendliche j 
Eine weitere Aenderung ist die Re­
gelung, dass künftighin auch Ju­
gendliche, die neu ins Erwerbsleben 
eintreten (z. B. Jungakademiker, 
Absolventen von Berufsschulen) 
versicherungsfähig sein werden. 
Dabei wird, wie in der Schweiz, der 
Regierung die Kompetenz gegeben, 
nähere Bedingungen der Versiche­
rungsfähigkeit dieser Personen­
gruppe durch Verordnung zu 
regeln. 

Einbezug der.Staatsangestellten 
Eine weitere .. Aenderung ist die 
Aufnahme aller Beamten und Ange­
stellten des  Staates, der Gemeinden 
und weiterer iur. Personen des öf­
fentlichen Rechts in das Versiche-
rungsobligatorium, soweit sie nicht 
unkündbar sind. Bisher konnte sich 
dieser Personenkreis freiwillig ver­
sichern. 

Ausländerfrage 
Ferner sieht der Gesetzesentwurf 
die Möglichkeit vor, versicherten 
Ausländern, die arbeitslos sind und 
ihren Anspruch auf Entschädigung 
durch die Arbeitslosenversicherung 
nicht ausgeschöpft haben, eine an­
gemessene Abgangsentschädigung 
auszurichten, wenn sie das Land 
freiwillig verlassen oder wegen 
Nichterneuerung der  Aufenthalts­
bewilligung verlassen müssen. Dies 

erlaubt es  Ausländern, die ar­
beitslos werden, das Land zu ver­
lassen, ohne auf die ihnen zuste­
henden Entschädigungen verzich­
ten zu müssen. 

Verheiratete Frauen 
Der Vorschlag, auch Frauen, die in 
ungetrennter Ehe leben und im 
Dienste eines liechtensteinischen 
Betriebes stehen, in das Versiche-
rungsobligatorium aufzunehmen, 
wurde nicht in den Entwurf auf­
genommen. Dies vor allem aus dem 
Grund, dass das Bedürfnis, diese 
Frauen gegen Arbeitslosigkeit zu 
versichern, dann nicht gross ist, 
wenn der Ehemann ein existenzsi­
cherndes Einkommen hat. Diese 
Frauen können sich aber freiwillig 
jederzeit versichern. 

Freiwillig Versicherte 
Eine Aenderung des Entwurfes 
sieht aber vor, dass der  Arbeitgeber 
der Frau, wie auch der aller an­
deren freiwillig Versicherten einen 
Beitrag zur Arbeitslosenversiche­
rung zahlen muss, der gleich hoch 
ist, wie derjenige, den e r  für obliga­
torisch' VersicKertö zählen muss 
Bisher mussten die freiwillig Versi­
cherten für den gesamten Beitrag 
zur Arbeitslosenversicherung allei­
ne aufkommen. 

Kleingewerbe 
Ein weiterer Vorschlag, nämlich 
den  Einbezug von Kleingewerbe­
treibenden in die Versicherung 
wurde geprüft, Dies würde eine To­
talrevision des ALVG bedeuten, da  
die Arbeitslosenversicherung bis­

her eine reine Arbeitnehmerversi-
cherunq ist. 

Zwei Hauptprobleme stellen sich 
bei einer solchen Aenderung: Ein­
mal die Abgrenzung, was  ein 
Kleingewerbetreibender im Sinne 
des ALVG sein soll und zum zwei­
ten, die äusserst schwierige Ueber-
prüfbarkeit, ob im gegebenen Falle 
wirklich eine Arbeitslosigkeit vor­
liegt. In Anbetracht dessen, dass 
dieses Problem in der Schweiz zwar 
jetzt diskutiert wird, aber eine evt. 
entsprechende Aenderung des 
schweizerischen ALVG nicht vor 
1978 in Kraft treten wird, wurde 
dieser Vorschlag in den vorliegen­
den Entwurf nicht miteinbezogen. 

Grenzgänger 
Ein weiteres Problem, das sich stell­
te, war  die Möglichkeit des Einbe-
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Sorge über Strukturprobleme 
Bodensee-Tagung Christlicher Metatiarbeiter auf Gaflei 
Irgendwann, in absehbarer Zukunft, 
sicher jedoch nicht mehr im Jahre  
1975, wird sich die konjunkturelle 
Situation in den von der Rezession 
befallenen Industriestaaten West­
europas verbessern. Diesen optimi­
stischen Ausblick auf die wirt­
schaftliche Entwickjung vermittelte 
der Präsident des Christlich-na­
tionalen Gewerkschaftsbundes der 
Schweiz, Dr. Guido Casetti, im 
Rahmen der internationalen Boden-
see-Tagung der  Christlichen Me­
tallarbeiter auf Gaflei. Der Hügel 
freilich, der nach dem Wiederauf­
schwung der Wirtschaft auf die re­
zessive Talsohle folge, werde zwei­
fellos nicht mehr die gleiche Höhe 
wie vor  dem unerwarteten Abstieg 
aufweisen. Die Erholung der  Wirt­
schaft sieht der  CNG-Präsident im 
weiteren nicht in einem rasanten 
Aufschwung, sondern eher in einem 
langsamen Aufstieg nach dem Ver­
harren in der Talsohle. Somit werde 
der gegenwärtige Einbruch der 
Wirtschaft nicht einer V-Form, mit 
einem ähnlich gelagerten Auf- wie 
Abstieg, gleichsehen, sondern eher 
eine U-förmige Entwicklung durch­
machen: die. Talsohle kann damit 
eine breite, anhaltende rezessive 
Phase darstellen. 

Aktive Beschäftigungspolitik 
Zahlreiche Indikatoren weisen nach 
den Worten Casettis darauf hin, 
dass ein Aufschwung erfolgen wer­
de. Zur Wiederankurbelung der 
Wirtschaft in der Schweiz schlägt 
der Gewerkschafts-Präsident eine 
stärkere Verschuldung des Staates 
vor, um durch Investitionsprogram­

me u n d  eine aktive Beschäftigungs­
politik die Rezessionsphase besser 
zu  überwinden. Eine Mehrverschul­
dung des Staates in der  Hohe von 
einigen Milliarden Franken sei 
durchaus angebracht, gerade auch 
durch den Umstand, dass die 
Schweiz in den letzten Jahren  ihre 
Verschuldung stark, reduziert habe. 

Mehr Vertrauen in Privatkapital 
Demgegenüber sprach sich ein Ge­
werkschaftsvertreter aus der Bun­
desrepublik Deutschland gegen 
eine weitere Verschuldung des  
Staates aus, da die bisherigen Kon­
junkturspritzen in Milliardenhöhe 
in seinem Land keine anhaltende 
Wirkung in Richtung eines allfälli­
gen Aufschwunges gezeigt hätten. 
Notwendig sei vor allem ein ver-; 
mehrtes Vertrauen in das  Privatka­
pital. Die Verschuldung des Staates 
könnte, meinte der Gewerkschaft­
ler, zu einem Zusammenbruch der  
Währungen führen, womit die Ar­
beitnehmer vorwiegend zu den  
Leidtragenden gehören würden. 

Noch keine stabilisierende Tendenz 
Die Situation der Arbeitnehmer 
scheint, wie aus den Berichten der  
einzelnen Gewerkschafts-Delega­
tionen hervorging, überall die 
gleiche zu sein. Die Entwicklung 
der Arbeitslosenziffern und  Kurz­
arbeiten, Betriebsschliessungen und 
Personalabbau, in Parallelität mit 
einer Abnahme ausländischer Ar­
beitskräfte, verläuft in den Ländern 
rund u m  den Bodensee in ähnlichen 
Kurven. Weder in der  Schweiz, 
noch in Deutschland noch in  Frank­

reich, so wussten die Gewerk-
schafts-Vertreter zu berichten, lässt 
sich eine stabilisierende Tendenz 
auf dem Arbeitsmarkt erkennen, 
und die Befürchtung des deutschen 
Sprechers, wonach Kurzarbeit ohne 
konjunkturellen Aufschwung über 
kurz/Oder lang zu Arbeitslosigkeit 
führen werde, fand einhellige Zu­
stimmung. Im besonderen wiesen 
die Gewerkschaftler auch auf das 
Problem der Jugendarbeitslosigkeit 
hin. 

Strukturelle Probleme 
Gegenüber der optimistischen Beur­
teilung der  konjunkturellen Wirt­
schaftslage in Hinsicht auf einen 
bevorstehenden Aufschwung und 
die Ueberwindung der gegenwär­
tigen Rezession fand der CNG-Prä­
sident zur strukturellen Wirt­
schaftssituation der Schweiz be­
sorgte Worte. Strukturanpassungen 
auf dem industriellen Sektor seien 
dringend notwendig. Es zeigten sich 
innerhalb der Industrie strukturelle 
Probleme in verschärftem Ausmas­
se, die bisher nicht angepackt wor­
den seien. Diese Probleme, so ver­
sicherte der Gewerkschaftspräsi­
dent, würden die gesamte Wirt­
schaft noch lange beschäftigen. Als 
besonders nachteilig befand Casetti 
das Fehlen einer richtigen Struktur­
politik, die ein Leitbild für die Zu­
kunft bereitstellen sollte. Als 
Mangel bezeichnete er auch das 
Fehlen wissenschaftlicher Grundla­
gen, deren Aussagen es  ermögli­
chen sollten, die schweizerische 
Wirtschaft leistungs- und  anpas­
sungsfähig zu halten. (G.M.) 

Sport am 
Wochenende 
Vor einer grossartigen Kulisse von 
etwa 1700 Zuschauern trennten sich 
der FC Vaduz und Balzers im 2. 
Ligaspitzenkampf mit einem gerech­
ten 1 : 1  Unentschieden. Die Tore 
schössen Erne und W. Frick. 

* 
Das Unterländer Fussball-Dsrby 

zwischen dem USV und RuggeÜ fiel 
für diesmal vor rund 600 Zuschauern  
mit 6 : 0 Toren eindeutig zugunsten 
d e r  Eschner  aus,  die damit  ver-
lustpunktmässig die  Tabellenspitze 
de r  3. Liga übernommen haben .  

* 
Der amtierende Weltmeister Wolf­

gang M a t t  gewann am Sonntag 
die Liechtensteiner Landesmeister­
schaft im Modellflug vor Norbert 
Matt und Wieland Meier. Neuer 
Clubmeister wurde Karl Busch. 

* 
Der Liechtensteiner Rad-Profi Ro­

man H e r m a n n  liegt zusammen 
mit se inem deutschen Partner 
Schütz im Rahmen d e s  Frankfurter 
Sechs tagerennens  nach  d e m  4. Tag  
an ausgezeichneter  4. Tabellenposi­
tion, noch  vor Super-Champion 
Eddy Merckx. 

* 
Mit einem verdienten 6 :3-Sleg re­

vanchierte sich Feldkirchs Bundesll-
ga-Eishockeyclub für die In der 
Vorrunde erlittene Niederlage gegen 
den HC Salzburg. Rund 4000 Zu­
schauer darunter rund 500 bis 600 
liechtensteinische Schlachtenbumm­
ler wohnten dem Spiel In Feldkirch 
bei. 

* 
Zum Auftakt d e r  Hallen-Handball­

saison im Regionalbereich/ verlor 
d e r  HC Gymnasium Vaduz g e g e n  
Fortitudo Rorschach mit 1 9 : 8  s e h r  
hoch, während d e r  HC Unterland (4. 
Liga) in Buchs gegen  d e n  HC Ame-
d e s  einen hauchdünnen 1 0 : 1 1 -
Erfolg buchen  konnte.  

* 
Erstmals in ihrer Vereinsge­

schichte gewannen die Damen d e s  
Volleyball-Club Vaduz ein Spiel und 
zwar am Samstag gegen Walenstadt. 
Mehr vom Sport im Innern der Aus­
gabe. 
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